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Zweifel zuDaten inderCloud
SensibleDaten aus Basel-Stadt sollen in dieMicrosoft-365-Cloudwandern. DerGrosse Rat äusserte Bedenken.

Nora Hoffmann

DerPräsidentderGeschäftsprü-
fungskommission (GPK) des
GrossenRates,TimCuénod(SP)
sagte in der Mittwochssitzung:
«Bevor ich Ihnen den Bericht
vorstelle, sind zwei einleitende
Bemerkungen notwendig. Die
GPKäussert sichnurzuUntersu-
chungen und Verfahren, die sie
schon abgeschlossen hat.» Da-
mitmeinte erdie erwartete Stel-
lungnahmederGPKzumBericht
von Staatsrechtsprofessor Mar-
kus Schefer überdieMissstände
bei derBasler Polizei.

Zweitens gebe es Themen,
denen«wir nachgegangen sind,
um die Abläufe nachvollziehen
zu können, aber bewusst auf
eineWertungverzichtethaben».
Dies, weil die Aufgabe der GPK
zwar eine politische sei, aber
nicht imSinnedavon,Einflusszu
nehmen.Damit spielteeraufdie
CausamitderKulturförderpreis-
NichtvergabeanLeilaMoonan.
Diesehattedenentsprechenden
Entscheid angefochten.

«Notstop»beider
Cloudgefordert
Regierungspräsident Conradin
Cramer (LDP) sagte generell
zum Bericht: «Wir sind bereit
aus Fehlern zu lernen, welche
die GPK moniert.» Die GPK
wünschte sich etwa bei den Le-
gislaturzielen der Regierung
mehrMessbarkeit. Im rotenBe-
reich sei Basel momentan bei
denAbschlüssenauf Sek-II-Stu-
fe und der Emission von Treib-
hausgasen, sagteCramer.Gera-
de die Abschlüsse auf Sek-II-
Stufe seien oben auf der
Traktandenliste. Änderungen
würden sich aber verzögert in
der Statistik niederschlagen.

Konkretwurdedieangestreb-
te Erhöhung der Abschlüsse bei
Jugendlichenindenvergangenen
vier Jahrennichterreicht.DieAb-
schlussquote lagbei84,5Prozent

und verfehlte die anvisierten 95
Prozentdeutlich.

Zuredengaberneutauchdie
Cloud-Lösung mit Microsoft,
welche Basel-Stadt eingehen
will. Darumgehts: Die Zentrali-
sierungderkantonalen Informa-
tik ist aufgegleist.Restrisikenbei
Microsoft 365sollennunklarde-
finiert werden. Die GPK erwar-
tet konkret, dass regelmässige
Risk-Assessmentsdurchgeführt
undwennnötigKorrekturmass-
nahmen ergriffenwerden.

WennsichauchdieLDPdem
Vorgehen nicht ganz ver-
schliesse, so sei dasGanze doch
zuhinterfragen, sagteLukasFa-
esch (LDP).«DassdieWarnrufe

derDatenschutzbeauftragenun-
gehört verhallten und dass Dä-
nemark sich von Microsoft
trennt, sollte der Regierung zu
denken geben.»

TonjaZürcher (Basta)beton-
te: «Noch besteht Möglichkeit
für einen Not-Stop in Sachen
Cloud.»Und fragte: «Wasmuss
Donald Trump noch alles tun,
damit ihr die Bremse zieht?»

Einweiteres polarisierendes
Kapitel imGPK-Berichtwar der
UmgangderKantonspolizeiBa-
sel-StadtmitDemonstrationen,
respektivederenErfassung.Die
GPK begrüsse, dass das Justiz-
undSicherheitsdepartementder
im letztenBerichtgestelltenFor-

derungnachgekommensei und
beiderVeröffentlichungderSta-
tistik die Zahl der Teilnehmen-
den imAnhangaufgeführthabe.
«Dennoch werden Mahnwa-
chen und Standkundgebungen
in der Kommunikation gegen
aussen gleich gewichtet und
mehrere zusammengehörende
Ereignisse nicht zusammenge-
fasst», schreibt dieGPK.

Der Grosse Rat genehmigte
nach rund zweistündiger Ver-
handlung den Bericht der GPK
zur Arbeit von Regierung, Ver-
waltung und Gerichten im Jahr
2024. Der Ton der Debatte war
versöhnlicher als in vergange-
nen Jahren.

Die Daten der Basler Verwaltung sollen in einer Wolke von Microsoft sicher sein. Der Grosse Rat ist nicht überzeugt. Bild: Getty Images

«DassDäne-
marksichvon
Microsoft
trennt, sollte
derRegierung
zudenken
geben.»
LukasFaesch
Grossrat LDP

Globus-Begrünungtreibt seltsameBlüten
Der basel-städtische Beitrag zurDachbegrünung desWarenhauses lässt auf sichwarten.

ChristianMensch

Der Globus-Neubau erhitzt die
politischenGemüter. Seit genau
einemJahr ist bekannt, dassder
Warenhauskonzern den Antrag
gestellt hat, dass ihmdieBegrü-
nungderDachgeschosseausder
Kasse des Mehrwertabgabe-
fondsfinanziertwird. 3,2Millio-
nen Franken ist die Regierung
bereit, dafür aufzuwenden–was
mit einerAbweichungvon5000
FrankendemGlobus-Begehren
entspricht.

Weil derFonds seit einerGe-
setzesrevision für Beträge über
1,5 Millionen Franken kein
Selbstbedienungsladen der Re-
gierungmehr ist, braucht es da-
für erstmals die Zustimmung
des Parlaments.

Aus dem entsprechenden
Ratschlag ist ersichtlich,dass für
die Auszahlung das Baugesetz
gehörig strapaziert werden
muss.DenneinederdreiBedin-

gungen, dass staatliche Gelder
bezogen werden können, wird
nicht erfüllt: eine öffentliche
Nutzung.DieRegierunghatte in
ihrem Ratschlag aus dieser Not
eine Tugend gemacht: Gerade
ohne öffentliche Nutzung der
Globus-Terrasse könnederBei-
trag zur Biodiversität hochge-
haltenwerden.

Ein Jahr lang hatten zustän-
dige und beigeladene Kommis-
sionen des Grossen Rats Zeit,
demPlenumeinen konsolidier-
tenAntragzustellen.Dochstatt-
dessen produzierten UVEK
(Umwelt-, Verkehrs- und Ener-
giekommission), WAK (Wirt-
schafts- und Abgabekommis-
sion) und BRK (Bau- und Re-
kurskommission) eine
Kakofonie vonAnträgen.

Die Fraktionen im Grossen
Rat waren darob in ihrer Mei-
nungsbildung derart verwirrt,
dass das Plenum die Beratung
des Geschäfts im Parlament

kurzfristig um einen Tag ver-
schob. Sollte sich über Nacht
nicht ein Gesinnungswandel
vollziehen, wird das Parlament
die beantragte Subventionie-
rungaberwohl vertagenunddas
Geschäft zurneuerlichenVorbe-
ratung zurückweisen.Unklar ist
lediglich, ob andieKommissio-
nen, die sich auf ein Vorgehen
einigen sollen, oder an die Re-
gierung, die einen neuen Rat-
schlag unterbreitenmüsste.

BreitereSubventionierung:
Ja, abernicht so
ImGrundsatz sindsichdieKom-
missionen einig: Die Erweite-
rung des Verwendungszwecks
derMittel ausdemMehrwertab-
gabefonds ist sinnvoll. Auch
dassPrivateprofitierenkönnen,
wird kaumbestritten. Selbst für
eine Subvention trotz be-
schränkter öffentlicherZugäng-
lichkeit ist ein gewisses Ver-
ständnis vorhanden. Doch wie

die Verwaltung bisher das Ge-
setz in Eigenregie auslegte, hat
sichdenParlamentariernbisher
nicht erschlossen. Dies geht
jedenfalls aus den Kommis-
sionsberichten hervor.

Die UVEK verlangt etwa als
Korrektur, dassdernicht-öffent-
licheCharakter bei der Subven-
tionsberechnungberücksichtigt
wird.DieStadtgärtnerei rechne-
te nach und kam zum Schluss,
der Subventionsbeitrag sinke
damit von 99 auf 88 Prozent.
Statt 3,2Millionen soll der Kan-
ton also «nur» 2,9 Millionen
Franken überweisen.

DieUVEKwundert sichüber
die geringe Reduktion, ohne
sich jedoch infrage stellen zu
wollen. Denn diese ergibt sich
aus einem extra entwickelten
Berechnungsmodell (Werbeslo-
gan: «Lebensqualität ist mess-
bar»).DieseshatdieVerwaltung
bisher angewendet, ohne dass
es je hinterfragt wurde.

Finanzpolitiker
kritisieren
Gesundheitszustand DerGros-
se Rat genehmigte in seiner
Bündelitagssitzung vom Mitt-
woch die Rechnung 2024 des
Kantons Basel-Stadt. Diese
schliesst beiGesamteinnahmen
von 4,81 Milliarden und Ge-
samtausgabenvon4,75Milliar-
den Franken mit einem Über-
schuss von 106MillionenFran-
ken ab; budgetiert gewesenwar
ein Plus von 67Millionen Fran-
ken.

DieDebatte über die Jahres-
rechnung 2024 und die Rech-
nung 2024 der fünf kantonalen
Museen sowie den Bericht der
Finanzkommissiondauertedrei
Stunden. Zu reden gaben unter
anderem die hohen Kosten für
Stellvertretungen von Lehrper-
sonen. Konkret haben sich in-
nerhalb von fünf JahrendieKos-
ten fürKrankheitsfälle vonBas-
ler Lehrpersonen fast
verdoppelt.DerBaslerVerband
für Lehrpersonen macht schon
seit Jahren auf dieBelastung im
Beruf aufmerksam.

Datenbasis soll
überprüftwerden
ErziehungsdirektorMustafaAti-
ci betonte, es sei eine Arbeits-
gruppe zur Eruierung dieser
Kosten ins Leben gerufen wor-
den. Er nehme diese Ausfälle
sehr ernst. Aus den Zahlen der
vergangenen Jahre sei nicht er-
sichtlich, obes sichumNachwir-
kungen der Covid-Pandemie
oder einen langfristigen Trend
handle. «Nun gilt es, das rasch,
aber sorgfältig zu prüfen und
entsprechendeMassnahmenzu
ergreifen», so Atici.

Die Arbeitsgruppe werde
die Datenbasis verbessern, re-
gelmässige Fortschritte über-
prüfen und sich vor allem dem
gesundheitlichen Zustand der
LehrerinnenundLehrer anneh-
men.

Bemängelt wurde von ver-
schiedenen Sprecherinnen und
Sprechern zur Rechnung, wes-
halb das Erziehungsdeparte-
ment nicht schon früher gehan-
delt habe.

Nachrichten
Bundespolizeimacht
Räuberdingfest

Badischer Bahnhof Die Bun-
despolizei hat amfrühenDiens-
tagmorgenamBadischenBahn-
hofeinenMannfestgenommen.
Wie die Bundespolizeiinspek-
tion Weil am Rhein mitteilt,
stellte sichbeieinerKontrolle im
Einreisezug inBaselheraus,dass
gegen den türkischen Staatsan-
gehörigeneinHaftbefehlwegen
schweren Raubes vorliegt. Der
20-Jährige trug zudem eine ge-
fälschte bulgarische Identitäts-
karte auf sich. (bz)

ZahlreicheAusfälle
wegenStreik inSpanien

Euro-Airport In Spanien streikt
seit Mittwoch Kabinenpersonal
von Easyjet. Das hat auch Aus-
wirkungenaufdenEuro-Airport.
Alleine gestern fielen mehrere
Flüge aus, auch solchemit Start
oder Ziel in Frankreich. Am
stärksten betroffenwarenFlüge
ab und nach Barcelona und Pal-
ma. Das Kabinenpersonal for-
dert bessere Entlöhnung. (bz)

DasSchnuppern in
KMUerleichtern
Vorstoss Diemeisten Jugendli-
chen absolvieren mindestens
eine Schnupperlehre, um her-
auszufinden, welchen Beruf sie
erlernen möchten. SP-Grossrat
Pascal Pfister möchte nun mit
einem politischen Vorstoss er-
reichen,dass auchkleineBetrie-
be solcheSchnuppertageanbie-
ten können. In seinem Anzug
schildert er, dass diese Firmen
oftmals aufgrund der daraus
entstehenden Kosten darauf
verzichten.

Pfister fordert die Basler
Regierung dazu auf, zu prüfen,
ob der Kanton Basel-Stadt sol-
che kleinen Betriebe finanziell
unterstützen kann. Er sieht sei-
nen Vorstoss in einem grösse-
ren Zusammenhang: Der Kan-
ton hat bereits verschiedene
Massnahmen lanciert, um die
Attraktivität der Berufslehre zu
steigern. Die Zahlen von 2024
zeigen, dass rund 24 Prozent
aller Schülerinnen und Schüler
sich für diesen Weg entschei-
den. (bz)


